
sen die Arbeit der Allgemeinen Aufsicht schnell und 
umfassend verbessert wird.
Dabei wird es nicht ohne harte ideologische Ausein­
andersetzungen abgehen. Wenn z. B. in Karl-Marx-Stadt 
in der Abt. V des Bezirksstaatsanwalts die Meinung 
vertreten wird, die Kreisstaatsanwälte seien infolge des 
Arbeitsanfalls in anderen Aufsichtszweigen objektiv 
nicht in der Lage, das Produktionsaufgebot im Wege

der Allgemeinen Aufsicht zu unterstützen, kann eine 
Verbesserung der Aufsichtstätigkeit in den Kreisen 
kaum erwartet werden.
Gerade darauf kommt es aber an. Die Unterstützung 
des Produktionsaufgebots muß der Gradmesser dafür 
sein, ob die Leitungstätigkeit der Abt. V der Obersten 
Staatsanwaltschaft und der Bezirksstaatsanwälte auf 
der Höhe der gegenwärtigen Aufgaben steht.
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Unmittelbar nach der Veröffentlichung des Aufrufs der 
Elektrodendreher des VEB Elektrokohle Berlin-Lich- 
tenberg, in der gleichen Zeit für das gleiche Geld mehr 
zu produzieren, um die Republik zu stärken und den 
Frieden zu sichern, haben wir uns Gedanken darüber 
gemacht, wie das Produktionsaufgebot mit staatsan- 
waltschaftlichen Mitteln unterstützt werden kann. 
Auch die Staatsanwaltschaft muß zur Durchsetzung des 
Produktionsaufgebots einen unmittelbaren Beitrag lei­
sten. Ihre Aufgabe ist es, solche Gesetzesverletzungen 
aufzudecken, die die Entfaltung der Masseninitiative 
der Werktätigen und die Steigerung der Produktion 
hemmen, und von den verantwortlichen Organen ihre 
Beseitigung zu fordern. Diese Aufgabe wird am besten 
durch komplexe Anwendung unserer vielfältigen Mög­
lichkeiten — von der Gesetzlichkeitsaufsicht bis zur 
Durchführung von Strafverfahren gegen Hetzer, Diebe, 
Spekulanten und andere Wirtschaftsschädlinge — gelöst. 
Sie erfordert in jedem Fall offensives Vorgehen der 
Staatsanwälte und wird mit bloßem Registrieren und 
zufälligem Reagieren bei Bekanntwerden von Gesetzes­
verletzungen nicht erfüllt.
Anfangs war uns die umfassende Bedeutung des Pro­
duktionsaufgebots für alle Seiten der staatsanwalt- 
schaftlichen Tätigkeit noch nicht restlos klar. Obwohl 
alle Fachabteilungen Vorschläge unterbreiteten, legten 
wir das Schwergewicht der Arbeit zu sehr auf die 
Abteilung V. Die erste Anleitung für die Kreisstaats­
anwälte erstreckte sich noch vorwiegend auf die Fragen 
der Allgemeinen Aufsicht. Später erkannten wir die 
weitreichende Bedeutung des Produktionsaufgebots 
und versuchten, ihr gerecht zu werden. Wir möchten 
über unsere Arbeit berichten, um den Staatsanwälten 
in den Bezirken und Kreisen Anregungen für ihre 
Arbeit zu geben.
Entsprechend der Aufgabenstellung orientierten wir die 
Kreisstaatsanwälte auf die Durchsetzung der gesetz­
lichen Bestimmungen:
1. zur vollen Ausnutzung des Arbeitstages (Gesetzbuch 
der Arbeit),
2. zur Entwicklung der Masseninitiative auf dem Gebiet 
des Erfindungs- und Vorschlagswesen (VO über das Er- 
findungs- und Vorschlagswesen in der volkseigenen 
Wirtschaft vom 6. Februar 1953 — GBl. S. 293),
3. zur umfassenden Anwendung der Seifert-Methode 
(Beschluß des Ministerrats der DDR vom 22. Januar 1959 
- GBl. I S. 56),
4. zur sparsamen Verwendung von Material (VO über 
Kennziffern und Normen der Materialwirtschaft und

Konten für Materialeinsparung vom 26. Januar 1961 — 
GBl. II S. 81),
5. zur Durchsetzung technisch begründeter Arbeits­
normen (Richtlinie vom 20. Mai 1952 — GBl. S. 401).

Jeder Kreisstaatsanwalt wurde beauftragt, in Zusammen­
arbeit mit den Gewerkschaftsorganen in einem Schwer­
punktbetrieb entsprechende Untersuchungen zu führen 
und bei der Durchsetzung des Produktionsaufgebots 
durch operative Arbeit aktiv mitzuhelfen. Alle Kreis­
staatsanwälte arbeiten seit Ende September 1961 an der 
Durchführung dieses Auftrags.
In Auswertung des Aufrufs der LPG Zickhusen für das 
Produktionsaufgebot in der Landwirtschaft stellten wir 
für die Arbeit in den LPGs folgende Aufgaben:
1. Hilfe bei der Durchsetzung der innergenossenschaft­
lichen Demokratie auf der Grundlage des LPG-Gesetzes, 
des Statuts und der Betriebsordnung,
2. Aufdeckung der Ursachen der Viehverluste und Hilfe 
bei ihrer Beseitigung,
3. Durchsetzung der gesetzlichen Bestimmungen auf 
dem Gebiete des ländlichen Bauwesens,
4. Durchsetzung des vom Präsidium des Ministerrats 
beschlossenen Futterprogramms vom 8. September 1961 
(GBl. II S. 433).
Unsere ersten Hinweise entsprachen den Schwerpunkt­
aufgaben im Produktionsaufgebot. Sie berücksichtigten 
aber noch nicht die Vielfalt der Methoden der staats- 
anwaltschaftlichen Arbeit; insbesondere wurde auf den 
strafrechtlichen Schutz der Durchführung des Produk­
tionsaufgebots noch ungenügend orientiert. Dieser Man­
gel wurde später jedoch überwunden.
Um Beispiele für die staatsanwaltschaftliche Arbeit zur 
Unterstützung des Produktionsaufgebots zu schaffen, 
ordnete der Bezirksstaatsanwalt an, Brigadeeinsätze 
durch die Abteilungen der Bezirksstaatsanwaltschaft 
in einem Industriebetrieb und einer LPG durchzu­
führen. Zu den Einsätzen wurden Staatsanwälte aus den 
Kreisen hinzugezogen, die damit gleichzeitig eine 
praktische Qualifizierung für die operative Arbeit 
erhielten.
Wir führten die Untersuchungen im VEB Braunkohlen­
werk „Jugend“, Groß-Beuchow bei Lübbenau, und in 
der LPG „Karl Marx“ im Kreis Jessen durch. Die 
Brigademitglieder wurden während ihrer einwöchigen 
Tätigkeit an Ort und Stelle untergebracht und hatten 
schon dadurch guten Kontakt mit den Arbeitern und 
den Genossenschaftsbauern. Das war für den Erfolg der 
Einsätze von Bedeutung; denn uns war klar, daß wir 
die uns gestellten Aufgaben zur Unterstützung des
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